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„S’Lebbe iss doch wie’s
iss“, hat Kurt Beck gesagt
und mitten auf einem
Marktplatz einen arbeits-
losen jungen Mann aufge-
fordert, sich zu rasieren –
dann klappe es auch wie-
der mit einem Job. Das war
2006. Henrico Frank be-
folgte den Ratschlag und
hat mittlerweile sogar wie-
der Arbeit. Dafür muss jetzt
SPD-Chef Beck um sein
Amt bangen. Katastropha-
le Umfragewerte, abtrünni-
ge Mitglieder, rebellieren-
de Funktionäre – es sieht
nicht gut aus für den Pfäl-
zer. Schon melden sich in
der Fachpresse sogenannte
Stylisten zu Wort, die Beck
dringend empfehlen, sein
Äußeres zu verändern.
Man ahnt es: Der Bart soll
weg... „Menschen wollen
bei Politikern klare Ge-
sichter, die nicht unter ei-
nem Bart versteckt wer-
den“, sagt der Stilberater
Armin Morbach. Vielleicht
sollte Beck mal bei Rudolf
Scharping nachfragen: Der
hatte sich seine Gesichts-
haarpracht 1996 abrasie-
ren lassen, nachdem der
damalige Kanzler Helmut
Kohl ihn bei der Wahl ge-
schlagen hatte. Kohls Mot-
to: „Politik ohne Bart“.

Diesem christdemokrati-
schen Grundsatz ist bisher
auch CDU-Vize Christian
Wulff treu geblieben. In
den Osterferien aber muss-
te der niedersächsische
Ministerpräsident eine
verlorene Wette einlösen
und sich einen Bart wach-
sen lassen. Wulff hatte ge-
wettet, die Beteiligung bei
der Landtagswahl im Janu-
ar 2008 werde mindestens
so hoch sein wie bei der
Wahl 2003. Tatsächlich
war sie aber zehn Prozent
niedriger als vor fünf Jah-
ren. Wulff nutzte seine
Flitterwochen in der Tos-
kana, um die Stoppeln
sprießen zu lassen. Am
Montag präsentierte er das
Ergebnis seinem Wettpart-
ner und rasierte sich sofort
danach. Seine neue Frau,
die 34-jährige Bettina Kör-
ner, sei „heilfroh“, dass
der Bart wieder ab sei.

Ein Hamburger Compu-
ter-Club hat einen Finger-
abdruck von Bundesin-
nenminister Wolfgang
Schäuble veröffentlicht,
um gegen die Datensam-
melwut der deutschen Si-
cherheitsbehörden zu pro-
testieren. Offenbar hatten
sich die Kritiker den Ab-
druck von einem Glas be-
sorgt, das Schäuble in der
Hand gehalten hatte. Der
Abdruck ist im Internet zu
bewundern (www.ccc.de).
Die Computer-Experten
zeigen auf ihrer Seite
auch, wie einfach sich aus
einem fremden Abdruck
eine Attrappe herstellen
lässt, um zum Beispiel Be-
hörden zu täuschen.
Schäuble bleibt gelassen:
„Meinen Fingerabdruck
kann jeder haben, ich ha-
be nichts zu befürchten.“
Das Innenministerium ist
noch immer damit be-
schäftigt, die Echtheit des
gestohlenen Abdrucks zu
überprüfen. Mit einem Er-
gebnis wird noch diese
Woche gerechnet. Jede
Polizeidienststelle hätte
die Frage wohl binnen
zehn Minuten geklärt.

Holger Eichele

Hillary Clinton
in Geldnöten

Washington – Die demokrati-
sche US-Präsidentschaftsbe-
werberin Hillary Clinton
steckt nach Medienberichten
in schweren Wahlkampf-
Geldnöten. Aus Unterlagen
der Bundeswahlkommission
gehe hervor, dass sie Ende Fe-
bruar Schulden in Höhe von
8,7 Millionen Dollar hatte. Ein
ganzer Berg an Rechnungen
sei unbezahlt geblieben, mel-
dete beispielsweise die „Chica-
go Tribune“. So sei das Clin-
ton-Lager Millionen Dollar an
Saal-Mieten und anderen Auf-
wendungen für Veranstaltun-
gen schuldig geblieben. Insge-
samt gebe es etwa 700 verschie-
dene Stellen, denen Geld ge-
schuldet werde. dpa

US-WAHLKAMPF ............

EU stärkt Homo-Paare
Keine Benachteiligung wegen sexueller Ausrichtung
Brüssel – Der Europäische
Gerichtshof hat die Stellung
eines Homosexuellen aus
Bayern im Rechtsstreit um ei-
ne Witwerrente gestärkt. Die
obersten EU-Richter ent-
schieden in Luxemburg, dass
der Mann unter Umständen
wegen seiner sexuellen Aus-
richtung benachteiligt werde.
Die Versorgungsanstalt der
deutschen Bühnen (VddB)
hatte dem Lebenspartner ei-
nes Kostümbildners nach des-
sen Tod eine Unterstützung
verweigert, weil solche Zah-
lungen laut Satzung nur für
Ehepartner vorgesehen seien.

Diese Begründung stellt
laut Gericht eine unmittelbare
Diskriminierung des Betroffe-

nen dar, falls sich überlebende
Ehegatten und überlebende
Lebenspartner in Bezug auf
die Versorgung in einer ver-
gleichbaren Lage befinden.
Das Bayerische Verwaltungs-
gericht in München müsse
nun prüfen, ob das der Fall sei.

Die EU-Richter hatten die
europäische Richtlinie über
die Gleichbehandlung in Be-
schäftigung und Beruf heran-
gezogen. Diese Richtlinie gelte
zwar nicht für die Sozialversi-
cherung und die Sozialsyste-
me. Die VddB-Hinterbliebe-
nenversorgung entspringe aber
dem Arbeitsverhältnis des Ver-
storbenen. Sie entspreche des-
halb einem Arbeitsentgelt im
Sinne der Richtlinie. dpa
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Verletzte Soldaten
aus Koma erwacht

Berlin – Die beiden bei einem
Anschlag in Afghanistan
schwer verletzten Soldaten
sind aus dem künstlichen Ko-
ma erwacht. Sie befänden sich
auf dem Weg der Besserung,
sagte ein Sprecher des Sani-
tätsführungskommandos in
Koblenz. Verteidigungsminis-
ter Jung besuchte die Männer
im Bundeswehrzentralkran-
kenhaus in Koblenz. Die Sol-
daten waren in der Nacht zum
vergangenen Donnerstag bei
einer Patrouille mit einem
Panzerwagen im nördlichen
Afghanistan in eine Sprengfal-
le gefahren. Für den Rück-
transport nach Deutschland
waren sie in ein künstliches
Koma versetzt worden. dpa

AFGHANISTAN ...................

Ärger über Verzögerung
Unionspolitiker sind skeptisch – Knobloch kritisiert
Berlin – Verzögerungen bei
der Prüfung eines neuen Ver-
botsverfahrens gegen die
rechtsextremistische NPD
sind auf Kritik gestoßen. Un-
verständnis äußerten der
Zentralrat der Juden in
Deutschland, die Deutsch-Is-
raelische Gesellschaft und
der Innenminister von Meck-
lenburg-Vorpommern, Lo-
renz Caffier (CDU). Weiter-
hin skeptisch sind dagegen
Vertreter der CDU/CSU-
Fraktion im Bundestag.

Die Vorsitzende des Zen-
tralrats der Juden in Deutsch-
land, Charlotte Knobloch,
sagte zu der Verzögerung:
„Ich habe kein Verständnis
für diese Handhabung.“

Caffier erklärte, er halte ein
neues Verbotsverfahren auf
Grundlage öffentlich zugäng-
lichen Materials für aussichts-
reich. Die Landesregierung
hatte nach seinen Angaben
zuvor einstimmig einen Prüf-
bericht seines Ministeriums
zur Verfassungsfeindlichkeit
der Partei gebilligt. Das erste
Verbotsverfahren war 2003
wegen des Einsatzes von
V-Leuten in der NPD-Füh-
rung vor dem Bundesverfas-
sungsgericht gescheitert.

Unterdessen klagt die Stadt
Bamberg vor dem Bayerischen
Verwaltungsgerichtshof gegen
den in ihrer Konzert- und Kon-
gresshalle für Mai geplanten
NPD-Bundesparteitag. dpa

NPD-VERBOT .......................................................................................

Wenn Ende des 19. Jahrhun-
derts ein weltberühmter Fran-
zose gewusst hätte, mit wel-
chen Diskussionen und Pro-
blemen europäische Politiker
heute beschäftigt sind – er
hätte damals wahrscheinlich
den Text seiner „Olympi-
schen Charta“ um einen
wichtigen Punkt ergänzt.
„Die Organisation der Olym-
pischen Spiele darf nicht
Staaten mit autoritären Re-
gimen überlassen werden“,
hätte Pierre de Coubertin, der
Olympia-Pionier der Neuzeit,
mit roten Buchstaben in sein
berühmtes Manifest schrei-
ben können.

Doch er tat es nicht, und
der Gedanke klingt auch ko-
misch, wenn man sich heute
daran erinnert, in welcher
Zeit Olympia sein zweites Le-
ben bekam. Eines der Haupt-
ziele der Wiederbelebung der
antiken Olympischen Spiele
war laut Coubertin die Über-
windung nationaler Egois-
men. Während der altgrie-
chischen Spiele hatte man al-
le Kriege ruhen lassen. Des-
halb wollte auch Baron de
Coubertin von vornherein

minieren nüchterne Stim-
men. Leider aber redet bis
heute niemand den Sportlern
und den Sportvereinen das
Wort. Dabei sind sie die
Hauptakteure der Olympi-
schen Spiele.

Wer von boykottierenden
deutschen Politikern und Be-
fragten weiß denn überhaupt,
was eine olympische Medaille
kostet, welchen Preis die
Sportler für ihre Teilnahme
an Olympia zahlen? Nein, es
geht nicht um Geld. Es geht
um Schweiß und Tränen, um
Lebensplanungen, um die un-
glaublich komplizierten Be-
rechnungen von Trainings-
prozessen. Und es geht letzt-
lich auch um menschliche
Schicksale, bei einigen um ei-
ne letzte Chance.

Nicht die „Olympische
Charta“ bedarf einer Korrek-
tur, sondern die olympische
Devise. „Citius, Altius, Forti-
us“ (zu deutsch: schneller,
höher, stärker) sollte um ein
Wort ergänzt werden: „Pro-
tectius“ – beschützter. Die
Olympioniken müssen ge-
schützt werden vor den Ama-
teuren aus der Politik.

fel populistisch. Denn es ist
absehbar, dass nicht alle Län-
der diesem Aufruf folgen wür-
den. Durch den Versuch, den
Hochleistungssport politisch
zu instrumentalisieren, wol-
len sich Parteipolitiker nur öf-
fentlich hervortun und sich
als eifrige Menschenrechts-
verfechter zeigen. Nein zu sa-
gen und sich abzuwenden ist
immer leichter, als kompli-
zierte Situationen zu beherr-
schen und nach Auswegen zu
suchen. Wenn die Politik
schon meint, im Sport mitmi-
schen zu müssen, dann wäre
es sinnvoller, die Herausfor-
derung anzunehmen und die
olympischen Nationalteams
als Botschafter des Friedens
zu betrachten. Boykotteure
stellen sich selbst ein Zeugnis
für politisches Unvermögen
aus.

Nach einer Emnid-Umfra-
ge sind bereits 20 Prozent der
Deutschen eindeutig gegen
eine Beteiligung ihrer Mann-
schaft an den Olympischen
Spielen in China. Gott sei
Dank: In der Bundesregie-
rung und im Deutschen
Olympischen Sportbund do-

nur Sport, keine Politik. Ein
klarer Standpunkt, der keiner
Präzisierung bedarf. Unter
anderen Vorzeichen hätten
zum Beispiel die Spiele in
Berlin 1936 und in Moskau
1980 nie stattgefunden.

Die Aufrufe zum Boykott
der Olympischen Spiele in
Peking, die heute von einigen
europäischen Spitzenpoliti-
kern zu hören sind, klingen
fast kindlich naiv. Nach dem
Prinzip: Peter lernt schlecht,
deshalb komme ich nicht zu
seiner Geburtstagsparty...
Manche Redner fordern zwar
keinen Boykott, appellieren
aber an das Internationale
Olympische Komitee, politi-
sche Aktivitäten der Sportler
während der Spiele zu erlau-
ben. Dabei verbietet die IOC-
Charta bekanntlich die De-
monstration politischer An-
sichten.

Für mich riechen all diese
Forderungen nach Heuchelei,
Populismus und politischem
Unvermögen. Heuchlerisch
ist es, wenn westliche Staaten
zwar kompromisslose Appel-
le an China richten, selbst
aber enge Kontakte zum Bei-

Andrey Kobyakov

Die Olympiade der Heuchler
Der russische Journalist Andrey Kobyakov (46)

arbeitet für die Internet-Redaktion der
„Deutschen Welle“ und lebt in Bonn.

Von außen betrachtet
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zeitig seine „nukleare Freund-
schaft“ zu dem libyschen
Staatschef Muammar
Gaddhafi beschwört.

Die Forderungen nach ei-
nem Boykott der Olympi-
schen Spiele sind ohne Zwei-

spiel mit Usbekistan (Nato-
Militärbasen) und Turkme-
nistan (Wirtschaft) pflegen.
Geradezu lächerlich wirkt die
China-kritische Initiative des
französischen Präsidenten
Nicolas Sarkozy, der gleich-

CDU sorgt sich um
die kleine Schwester

Berlin – In der CDU wächst
die Sorge um den Zustand der
CSU. Intern äußerten sich
führende Unionspolitiker be-
sorgt über die Führungskrise
in Bayern. In der CDU wird
befürchtet, die CSU könne
aus Angst vor Einbußen bei
der Landtagswahl im Herbst
bewusst Konflikte innerhalb
der Großen Koalition riskie-
ren, etwa im Streit um den
Gesundheitsfonds, ein Presti-
ge-Projekt von Bundeskanz-
lerin Merkel. Die CDU-Vor-
sitzende signalisierte, sie wol-
le der CSU inhaltlich entge-
genkommen. Auch will Mer-
kel die CSU durch Wahl-
kampfauftritte unterstützen.

CDU-Generalsekretär Po-
falla sagte in Berlin, er mache
sich „keine allzu großen Sor-
gen“ um die CSU. „Ich bete,
aber ganz sicher nicht mit
Blick auf CSU oder CDU“, so
Pofalla. Er bezog sich damit
auf eine Äußerung des CDU-
Politikers Georg Brunnhuber,
der erklärt hatte: „Wir beten
jeden Tag, dass die CSU so
schnell wie möglich wieder zu

ihrer alten Stärke findet.“ Po-
falla kündigte an, die CDU
werde die CSU „mit unseren
Möglichkeiten unterstützen“.

Nach Informationen unse-
rer Zeitung wollen CDU und
CSU bei einer gemeinsamen
Präsidiumssitzung am 9. Juni
in Bayern den künftigen Kurs
abstecken. Nach CSU-Anga-
ben wollen Parteichef Huber
und die CDU-Chefin Merkel
bei dem Treffen in Erding über
die „langfristige Strategie für
das Wahljahr 2009“ beraten.
Im Mittelpunkt soll die Wirt-
schafts- und Finanzpolitik ste-
hen. Huber will noch im Mai
ein eigenständiges Steuerkon-
zept präsentieren, das vor al-
lem für kleine und mittlere
Einkommen Steuererleichte-
rungen vorsieht. Die CDU hin-
gegen möchte ihr Konzept erst
im Wahljahr vorstellen. Wie
beide Entwürfe miteinander in
Einklang gebracht werden
können, ist noch unklar. CDU
und CSU beabsichtigen je-
doch, erneut mit einem ge-
meinsamen Programm in den
Wahlkampf zu ziehen. hle

Betet „ganz sicher nicht mit Blick auf die CSU oder die CDU“:
CDU-Generalsekretär Ronald Pofalla. FOTO: DDP

Das Datum
2. April 1792: In den USA
wird der Dollar als Haupt-
währung eingeführt.
2. April 1810: Napoleon
Bonaparte heiratet die ös-
terreichische Kaisertoch-
ter Marie Louise.
2. April 1982: Argentinien
besetzt die zu Großbritan-
nien gehörenden Falk-
land-Inseln.

eben nicht in Berlin sitzt, son-
dern vor Ort in Bayern.“ Hu-
ber hatte sich im Wettstreit
um den CSU-Vorsitz im
Herbst 2007 klar gegen See-
hofer durchgesetzt und ange-
kündigt, er wolle bis zur Bun-
destagswahl 2009 in Bayern
bleiben und erst dann nach
Berlin wechseln.

In der CSU-Spitze gilt es
als sicher, dass Seehofer sich
im Falle von Hubers Schei-
tern erneut um den Parteivor-
sitz bewerben würde. Längst
kursieren in München Szena-
rien, Seehofer könnte nach
einem Wahldesaster im
Herbst auch neuer Regie-
rungschef werden. Dies aber
hätte die Landtagsfraktion zu
entscheiden, wo Seehofers
Anhänger deutlich in der
Minderzahl sind. Der Chef
der Landtagsfraktion, Georg
Schmid, hat seine CSU-Abge-
ordneten angeblich mit dem
Hinweis zur Ruhe ermahnt:
„Sonst kommt der Seehofer –
wenn ihr den lieber wollt ...“

Gestern rief Schmid die
CSU erneut zur Geschlossen-
heit auf. Die Kritik an Huber
und Beckstein müsse ein En-
de haben, die Partei sich wie-
der „auf Sachthemen konzen-
trieren“. Schmid attackierte
neben Seehofer auch Europa-
minister Markus Söder. See-
hofers Vorschläge enthielten
nichts Neues, monierte
Schmid und fügte mit Blick
auf Söder hinzu: „Viele reden
an Stellen, wo sie nicht soll-
ten.“ Der Minister hatte in ei-
nem Gastbeitrag für unsere
Zeitung die CSU davor ge-
warnt, „dem Zeitgeist hinter-
herzulaufen oder Entschei-
dungen aus einer Emotion
heraus zu treffen“.

den, wir brauchen uns da
nicht zu verstecken.“

Seine „Anmerkungen“ will
Seehofer ausdrücklich nicht
als Kritik an CSU-Chef Huber
oder Ministerpräsident Gün-
ther Beckstein verstanden
wissen. Beide arbeiteten er-
folgreich zusammen, betont
der Vize, „da habe ich nichts
zu mäkeln“. Auch die Kom-
munikation funktioniere:
„Die großen Themen werden
wirklich gut abgestimmt.“

Einen Seitenhieb auf Hu-
ber aber kann sich der Vize
nicht verkneifen: Er wundere
sich schon, sagt Seehofer,
dass nach der Schlappe bei
der Kommunalwahl plötzlich
die bundespolitische Bedeu-
tung der CSU so wichtig er-
scheine. „Zuvor hieß es, bei
der Kommunal- und Land-
tagswahl komme es darauf
an, dass der Parteivorsitzende

„Generalbotschaften“ aus der
Parteispitze, es fehle die „gro-
ße Linie“, eine „Zukunftsper-
spektive“.

„Wir dürfen nicht den Ein-
druck erwecken, als bestünde
der Kern unserer Politik in der
Korrektur der Vergangenheit
-– von den Veränderungen
beim Büchergeld über die
Pendlerpauschale und das
Rauchverbot bis zum Gesund-
heitsfonds. Mit der Reparatur
der Vergangenheit lösen Sie
bei den Wählern keine Begeis-
terung aus“, so Seehofer in ei-
nem Interview mit der „Welt“.
Im Gespräch mit unserer Zei-
tung forderte der Bundesmi-
nister eine „Bildungs- und
Mittelstandsoffensive“ noch
vor der Landtagswahl im
Herbst 2008. Bayern habe her-
vorragende Standards im Bil-
dungsbereich: „Das muss of-
fensiver kommuniziert wer-

Seehofer meldet sich zurück
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Zugriff: Bayerns Ministerpräsident Günther Beckstein (links), CSU-Chef Erwin Huber
(rechts) und in der Mitte beider Rivale, CSU-Vize Horst Seehofer. FOTO: AP

Es klingt wie eine Kampf-
ansage: CSU-Vize Horst
Seehofer kritisiert offen
den Kurs der neuen Par-
teispitze und fordert eine
„Zukunftsperspektive“.
Steht die CSU vor einem
neuen Machtkampf?

VON HOLGER EICHELE
UND CHRISTIAN DEUTSCHLÄNDER

Berlin/München – Die Wort-
wahl ist wohlwollend, fast
freundschaftlich. Doch in den
Ohren von CSU-Chef Erwin
Huber dürfte es wie eine
Kampfansage klingen, was
sein Rivale Horst Seehofer
den Journalisten dieser Tage
in die Blöcke diktiert. Nach
einer längeren Interview-Pau-
se geht der CSU-Vize nun in
die Offensive: Er vermisst


